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Die Stadtverordnetenversammlung
- Ausschuss für Planung, Bau und Verkehr -

  
Tagesordnung I Punkt 5 der öffentlichen Sitzung am 30. Oktober 2018

Vorlagen-Nr. 18-F-05-0022

WiesbadenValley – Zukunftsorientierte Standortpolitik für attraktives Leben und Arbeiten in Wiesbaden
- Antrag der FDP-Fraktion vom 25.04.2018 -
- Überweisungsbeschluss der Stadtverordnetenversammlung vom 21.06.2018 (BP 0271) -
- Protokollnotiz des Ausschusses für Planung, Bau und Verkehr vom 28.08.2018 (BP 0161) -

Die Landeshauptstadt Wiesbaden sieht sich auch als Wirtschaftsstandort dem regionalen und 
überregionalen Wettbewerb ausgesetzt. Daher nimmt die Wirtschaftspolitik in der kommunalen 
Entwicklung eine besondere Stellung ein. Eingebunden in die von Bund und Land beeinflussten 
gesamtwirtschaftlichen Prozesse ist kommunale Wirtschaftspolitik die entscheidende Grundlage für die 
Finanz-, Steuer- und Leistungskraft einer Stadt. Mit den Instrumentarien der Wirtschaftsförderung 
können die Sicherung und Neuschaffung von Arbeitsplätzen, die Erhaltung und der Ausbau der 
Wirtschaftsstruktur sowie die Erhaltung und Mehrung des kommunalen Steueraufkommens 
gewährleistet werden.

Das gilt auch für das wachsende Wiesbaden. Die Bereitstellung von Gewerbeflächen und die 
Herabsenkung von Abgabenlast und Bürokratismus sind daher geboten, wenn auch Arbeitsplätze und 
innerstädtische Wertschöpfung mitwachsen sollen. Wer nach Wiesbaden zieht, will in der Regel vor Ort 
arbeiten und/oder einkaufen und konsumieren. Wohnortnahes Gewerbe dient somit nicht nur der 
Schaffung von Arbeitsplätzen und der Wertschöpfung in der Landeshauptstadt, sondern trägt zudem zur 
Steigerung der Lebensqualität bei. In einer vom Magistrat in Auftrag gegebene ‚Studie zur 
Unternehmensbefragung‘ besteht allein bei den dort befragten Industrieunternehmen bis zum Jahr 2019 
ein Bedarf in einer Größenordnung von ca. 175.000 m² und insgesamt 36 Betriebe bewerteten ihre 
Erweiterungsmöglichkeiten als ‚sehr schlecht‘ oder ‚schlecht‘. Daher muss die Stadt deutlich mehr für ein 
optimiertes Flächenmanagement tun. Neben einer dezernatsübergreifenden Arbeitsgruppe können 
‚Standort-/City-Manager‘ (wie sie auch von der IHK vorgeschlagen wurden) weitere sinnvolle Bausteine 
sein, um den offenbar einsetzenden Trend zur Abwanderung von Unternehmen zu stoppen.

Die Erfahrungen anderer Städte zeigen, dass sogenannte Innovations- und Technologieparks Motoren 
eines zukunftsorientierten Wirtschaftsstandortes sind. Hier erhalten junge und innovative Unternehmer 
optimale Ansiedlungsbedingungen. Nachdem Wiesbaden bereits einmal die Chance verpasst hat auf 
diesem Gebiet Vorreiter zu sein, sollte die Landeshauptstadt in Anbetracht der Planungen in Bad Vilbel 
(‚SmartCity Springpark Valley‘) ihrem Anspruch als „attraktive Stadt zum Leben und Arbeiten“ gerecht 
werden und sich der Zukunft nicht verschließen.

Die Stadtverordnetenversammlung möge daher beschließen:

1. a) Der Magistrat wird gebeten, geeignete Flächen innerhalb des Stadtgebietes für die 
Einrichtung eines Technologie- und Innovationsparks (#WiesbadenValley) zu benennen 

und
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b) in Abstimmung mit den Partnern in der Metropolregion Rhein-Main sowie in 
Zusammenarbeit mit den Hochschulen der Region und der IHK ein Planungskonzept zu 
erstellen.

2. Unter der Federführung des Wirtschaftsdezernenten wird eine dezernatsübergreifende 
‚Arbeitsgruppe Gewerbeflächenentwicklung‘ zur Mobilisierung von Gewerbeflächen 
eingerichtet, um das verfügbare Gewerbeflächenpotenzial zu lokalisieren und zu vermarkten. 
Zudem wird der Magistrat gebeten zu prüfen, welcher Mehrwert bei der Flächenvermarktung 
durch Standortprofilierung und den Einsatz von Standort-/ Citymanagern generiert werden 
kann.

3. Bei zukünftigen Flächenausweisungen ist sicherzustellen, dass Gewerbefläche ausreichende 
Berücksichtigung finden. Dabei sollen verstärkt stadtnahe und verkehrsgünstige Standorte 
Berücksichtigung finden, um missliche Randlagen zu vermeiden und möglichst kurze 
Pendlerzeiten zu erreichen. Gegebenenfalls sind hierbei Mischflächen und/oder Urbane 
Gebiete auszuweisen, um Flächenkonkurrenzen zu verringern.

4. Um die Erfolge der kommunalen Wirtschaftspolitik sichtbar werden zu lassen, berichtet die 
Wirtschaftsförderung zukünftig einmal im Jahr über die aktuelle Entwicklung an die 
Stadtverordnetenversammlung. Hierbei soll der Fokus auf die Bereiche 
„Unternehmensansiedlung“, „Gründungen/StartUps“ und „Gewerbeflächenmanagement“ 
gelegt werden.

5. Die städtische Wirtschaftsförderung sowie die zuständigen Ämter sollen regelmäßig 
zusammenkommen, um Bauanträge von Unternehmen konstruktiv zu begleiten und soweit 
möglich zum Erfolg zu führen.

6. Der Magistrat wird gebeten, der Stadtverordnetenversammlung ein Konzept vorzulegen, wie 
die Landeshauptstadt die stärkere Vernetzung von Handwerk, Kreativwirtschaft und 
Hochschule unterstützen kann.

Beschluss Nr. 0202

Der Antrag ist durch die mündlichen Ausführungen von Herrn Stadtrat Kessler und die anschließende 
Aussprache erledigt.

Frau Stadtverordnetenvorsteherin Wiesbaden,     .11.2018
mit der Bitte um Kenntnisnahme
und weitere Veranlassung

Volk-Borowski
Vorsitzender
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Die Stadtverordnetenvorsteherin Wiesbaden,     .11.2018

Dem Magistrat
mit der Bitte um Kenntnisnahme
und weitere Veranlassung

Gabriel
Stadtverordnetenvorsteherin

Der Magistrat Wiesbaden,     .11.2018
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Dezernat II
Dezernat IV
mit der Bitte um Kenntnisnahme Gerich

Oberbürgermeister
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